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(8) Der Vorstand und der Verwaltungsrat haben jährlich 
1m Rahmen des Berichts zur Public Corporate Gover­
nance oder an einer anderen durch Gesetz oder Verord­
nung vorgegebenen Stelle zu erklären, dass den Empfeh­
lungen des Public Corporate Governance Kodex der 
NRW.BANK entsprochen wurde und werde. Die Erklä­
rung ist Teil des Finanzberichts der NRW.BANK. 

§ 30 
Gewinnverteilung 

Aus dem Jahresüberschuss der ab dem l. Januar 2010 en­
denden Geschäftsjahre der NRW.BANK sind jeweils auf 
Anforderung des Landes unmittelbar an den Bund nach 
dem 31. Dezember 2010 ausschließlich die im auf das je­
weilige Geschäftsjahr folgenden Jahr fällig werdenden 
Zinsbeträge zu zahlen, die das Land auf Grund der Inan­
spruchnahme von Darlehen des Bundes zur Förderung 
des Wohnungsbaues und der Modernisierung (Finanz­
hilfen gemäß Artikel 104a Absatz 4 des Grundgesetzes in 
der bis zum 31. August 2006 geltenden Fassung) zu leis­
ten hat. Der verbleibende Jahresüberschuss ist den 
Rücklagen zuzuführen. 

§ 31 
Auflösung der NRW.BANK 

(1) Die NRW.BANK kann nur durch Gesetz aufgelöst 
werden. Soweit nicht durch Gesetz abweichend be­
stimmt, ist im Falle der Auflösung der NRW.BANK die 
Liquidation einzuleiten. Das nach beendeter Liquidation 
verbleibende Vermögen fällt dem Gewährträger zu. 

(2) Das Insolvenzverfahren über das Vermögen der 
NRW.BANK ist unzulässig. 

§ 32 
Aufsichtsbehörde 

(1) Die staatliche Aufsicht über die NRW.BANK führt 
das für Inneres zuständige Ministerium. Die staatliche 
Aufsicht im Rahmen der staatlichen sozialen Wohnraum­
förderung wird im Einvernehmen mit dem für das Woh­
nungswesen zuständigen Ministerium ausgeübt. 

(2) Für die in § 3 Absatz 2, § 5 Absatz 4 Satz 2, § 10 
Nummern 1, 2 und 10, sowie § 15 Absatz 2 Buchstabe b 
in Verbindung mit § 27 Absatz 3 bezeichneten Maß­
nahmen ist im Einzelfall eine Genehmigung der Auf­
sichtsbehörde erforderlich. 

(3) Die durch Maßnahmen der Aufsichtsbehörde, insbe­
sondere durch eine von ihr angeordnete Prüfung, ent­
stehenden besonderen Kosten trägt die NRW.BANK. Der 
Ersatz der Kosten für die staatliche Aufsicht nach § 11 
Absatz 7 des Gesetzes über die NRW.BANK bleibt un­
berührt. 

§ 33 
Genehmigung und Beka~ntmachung 
der Satzung und deren Anderungen 

(1) Die Satzung und deren Änderungen bedürfen der 
Genehmigung der Aufsichtsbehörde. 

(2) Die Satzung und deren Änderungen werden im Ge­
setz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein­
Westfalen bekannt gemacht. 

§ 34 
Sonstige Bekanntmachungen 

Soweit nach den gesetzlichen Vorschriften, den Bestim­
mungen dieser Satzung oder der Anordnung der Ge­
währträgerversammlung öffentliche Bekanntmachungen 
zu erfolgen haben, genügt die Bekanntmachung im Bun­
desanzeiger. 

§ 35 
Dienstherreneigenschaft 

Beamtinnen und Beamte können zur NRW.BANK ver­
setzt werden. Weitere Regelungen zur näheren Ausge­
staltung des Beamtenverhältnisses können im Rahmen 
der beamtenrechtlichen Vorschriften durch Satzung ge­
troffen werden. 

§ 36 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Diese Satzung tritt am Tag nach der Veröffentlichung in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung der NRW.BANK 
vom 24. Juni 2019 (GV. NRW. S. 507) außer Kraft. 

Das Ministerium des Innern hat die Fassung am 29. Juni 
2021 genehmigt. 

ppa . Dr. Peter S t e m p er 

ppa. Simone M e r k 

- GV. NRW. 2021 S. 882 
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Zweite Verordnung 
zur Änderung der LK-Wahlordnung 

Vom 30. Juni 2021 

Auf Grund des § 26 Buchstabe 1 des Landwirtschafts­
kammergesetzes vom 11. Februar 1949 (GV. NRW. S. 53), 
der zuletzt durch Artikel I des Gesetzes vom 9. Dezember 
2008 (GV. NRW. S. 771) geändert worden ist, verordnet 
das Ministerium für Umwelt , Landwirtschaft, Natur­
und Verbraucherschutz im Einvernehmen mit dem Land­
tag: 

Artikel 1 

In § 36 Absatz 4 der LK-Wahlordnung vom 20. April 
2005 (GV. NRW. S. 569), die zuletzt durch Verordnung 
vom 12. Januar 2021 (GV. NRW. S. 32) geändert worden 
ist, wird die Angabe „12" durch die Angabe „18" ersetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft. 

Düsseldorf, den 30. Juni 2021 

Die Ministerin für Umwelt, Landwirtschaft, 
Natur- und Verbraucherschutz 

des Landes Nordrhein-Westfalen 

Ursula H e i n e n - E s s e r 

- GV. NRW. 2021 S. 889 

Bekanntmachung 
des lnkrafttretens 

des Staatsvertrages über die Voraussetzungen 
zur Ausstattung und Finanzierung der 

öffentlich-rechtlichen Stiftung 
„zoologisches Forschungsmuseum 

Alexander Koenig - Leibniz-Institut 
für Biodiversität der Tiere" beziehungsweise 

,,Leibniz-Institut zur Analyse des Biodiversitäts­
wandels" mit den Standorten Bonn und Hamburg 

Nachdem am 22. Juni 2021 die Ratifikationsurkunden 
der Freien und Hansestadt Hamburg und des Landes 
Nordrhein-Westfalen ausgetauscht waren, ist der Staats­
vertrag über die Voraussetzungen zur Ausstattung und 
Finanzierung der öffentlich-rechtlichen Stiftung „zoo­
logisches Forschungsmuseum Alexander Koenig - Leib­
niz-Institut für Biodiversität der Tiere" beziehungsweise 
,,Leibniz-Institut zur Analyse des Biodiversitätswan­
dels" mit den Standorten Bonn und Hamburg gemäß 
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seines Artikels 8 Absatz 1 Satz 2 am 22. Juni 2021 in 
Kraft getreten. 

Düsseldorf, 29. Juni 2021 

Der Ministerpräsident 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Armin Laschet 

- GV. NRW. 2021 S. 889 

10. Änderung des 
Regionalplanes Arnsberg 

Teilabschnitt Kreis Soest und Hochsauerlandkreis 
im Bereich der Stadt Meschede und 

der Stadt Sundern 

Vom 30. Juni 2021 

De.r Regional_rat Arr1sberg hat in seiner Sitzung am 18. 
Marz 2021 die 10. Anderung des Regionalplanes Arns­
berg - Teilabschnitt Kreis Soest und Hochsauerlandkreis 
im Bereich der Stadt Meschede und der Stadt Sundern 
im Regionalplan, aufgestellt. 
Diese Ände_rung _hat mir die Regionalplanungsbehörde 
Arnsberg mit Bericht vom 23. März 2021 - Aktenzeichen: 
32.01.02.01-SO-HSK-10.Ä - gemäß § 19 Absatz 6 des 
Landesplanungsgesetzes Nordrhein-Westfalen vom 3. Mai 
2005 (GV. NRW. S. 430), das zuletzt durch Artikel 8a des 
Gesetzes vom 14. April 2020 (GV. NRW. S. 218b) geändert 
worden ist, angezeigt. 
Die Bekanntmachung erfolgt nach § 14 Satz 1 des Lan­
desplanungsgesetzes Nordrhein-Westfalen durch Ver­
öffentlichung im Gesetz- und Verordnungsblatt für das 
Land Nordrhein-Westfalen. 
Gemäß § 14 Satz 3 des Landesplanungsgesetzes Nord­
rhem-Westfalen wi_rd die Anderung des Regionalplans 
bei _der Bezirksregierung Arnsberg (Regionalplanungs­
behorde), sowie dem Hochsauerlandkreis und den Städ­
ten Meschede und Sundern zur Einsicht für jedermann 
niedergelegt. 
Die Änderung des Regionalplans wird gemäß § 10 Ab­
satz 1 des Raumordnungsgesetzes vom 22. Dezember 
2008 (BGBl. I S. 2986) , das zuletzt durch Artikel 159 der 
Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1328) geändert 
worden 1st, mit der Bekanntmachung wirksam. Damit 
sind die Ziele gemäß §§ 4 und 5 des Raumordnungs­
gesetzes zu beachten. 
Ich weise darauf hin, dass die in § 15 des Landespla­
nungsgesetzes Nordrhem-Westfalen in Verbindung mit 
§ 11 Absatz 5 des Raumordnungsgesetzes genannte Ver­
letzung von Verfahrens- und Formvorschriften und von 
Mängeln des Abwäg1mgsvorgangs bei der Erarbeitung 
und ~ufstellung der Anderung des Regionalplans unbe­
achthch werden, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres 
seit. Bekanntmachung des Regionalplans gegenüber der 
Bez1rksreg1erung Arnsberg (Regionalplanungsbehörde) 
unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sach­
verhalts geltend gemacht worden ist. 
Gegen die 10. Änderung des Regionalplanes Arnsberg 
kann Klage vor dem Oberverwaltungsgericht für das 
Land Nordrhem-Westfalen erhoben werden. Die Klage ist 
innerhalb eines Jahres nach Bekanntmachung zu erheben. 

Düsseldorf, den 30. Juni 2021 

Der Minister 
für Wirtschaft, Innovation, Digitalisierung und Energie 

des Landes Nordrhein-Westfalen 

Im Auftrag 

Dr. Alexandra R e n z 

- GV. NRW. 202 1 S. 890 

11. Änderung des 
Regionalplanes Arnsberg 

Teilabschnitt Kreis Soest und Hochsauerlandkreis 
im Bereich der Stadt Geseke 

Vom 30. Juni 2021 

De._r Regionalrat Arr1sberg hat in seiner Sitzung am 18. 
Marz 2021 die 11. Anderung des Regionalplanes Arns­
berg - Teilabschnitt Kreis Soest und Hochsauerlandkreis 
im Bereich der Stadt Geseke im Regionalplan, aufge­
stellt. 

Diese Änderung hat mir die Regionalplanungsbehörde 
Arnsberg mit Bericht vom 23. März 2021 - Aktenzeichen: 
32.01.02.01-SO-HSK-ll.Ä gemäß§ 19 Absatz 6 des Lan­
desplanungsgesetzes Nordrhein-Westfalen vom 3. Mai 
2005 (GV. NRW S. 430), das zuletzt durch Artikel 8a des 
Gesetzes vom 14. April 2020 (GV. NRW. S. 218b) geändert 
worden ist, angezeigt. 

Die Bekanntmachung erfolgt nach § 14 Satz 1 des Lan­
desplanungsgesetzes Nordrhein-Westfalen durch Veröf­
fentlichung im Gesetz- und Verordnungsblatt für das 
Land Nordrhein-Westfalen. 

Gemäß § 14 Satz 3 des Landesplanungsgesetzes Nord­
rhem-Westfalen wi_rd die Anderung des Regionalplans 
bei der Bezirksregierung Arnsberg (Regionalplanungs­
behörde), sowie dem Kreis Soest und der Stadt Geseke 
zur Einsicht für jedermann niedergelegt. 

Die Änderung des Regionalplans wird gemäß § 10 Ab­
satz 1 des Raumordnungsgesetzes vom 22 . Dezember 
2008 (BGBl. I S. 2986), das zuletzt durch Artikel 159 der 
Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 1328) geändert 
worden ist, mit der Bekanntmachung wirksam. Damit 
sind die Ziele_ gemäß §§ 4 und 5 des Raumordnungs­
gesetzes zu beachten. 

Ich weise darauf hin, dass die in § 15 des Landespla­
nungsgesetzes Nordrhein-Westfalen in Verbindung mit 
§ 11 Absatz 5 des Raµmordnungsgesetzes genannte Ver­
letzung von Verfahrens- und Formvorschriften und von 
Mängeln des Abwäg~ngsvorgangs bei der Erarbeitung 
und Aufstellung der Anderung des Regionalplans unbe­
achthch werden, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres 
seit. Bekanntmachung des Regionalplans gegenüber der 
Bezirksregierung Arnsberg (Regionalplanungsbehörde) 
unter Darlegung des die Verletzung begründenden Sach­
verhalts geltend gemacht worden ist. 

Gegen die 11. Änderung des Regionalplanes Arnsberg 
kann Klage vor dem Oberv.erwaltungsgericht für das 
Land Nordrhein-Westfalen erhoben werden. Die Klage 
ist innerhalb eines Jahres nach Bekanntmachung zu er­
heben. 

Düsseldorf, den 30. Juni 2021 

Der Minister 
für Wirtschaft, Innovation, Digitalisierung und Energie 

des Landes Nordrhein-Westfalen 

Im Auftrag 

Dr. Alexandra R e n z 

- GV. NRW. 2021 S. 890 
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